
Kapitel 6Kapitel 6

Haftung und GebührenHaftung und Gebühren

§ 63 Pflichten der Beförderungsunternehmer§ 63 Pflichten der Beförderungsunternehmer

(1) Ein Beförderungsunternehmer darf Ausländer nur in das Bundesgebiet(1) Ein Beförderungsunternehmer darf Ausländer nur in das Bundesgebiet

befördern, wenn sie im Besitz eines erforderlichen Passes und eines erforderlichenbefördern, wenn sie im Besitz eines erforderlichen Passes und eines erforderlichen

Aufenthaltstitels sind.Aufenthaltstitels sind.

(2) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat oder die von ihm(2) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat oder die von ihm

bestimmte Stelle kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Verkehrbestimmte Stelle kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Verkehr

und digitale Infrastruktur einem Beförderungsunternehmer untersagen, Ausländerund digitale Infrastruktur einem Beförderungsunternehmer untersagen, Ausländer

entgegen Absatz 1 in das Bundesgebiet zu befördern und für den Fall derentgegen Absatz 1 in das Bundesgebiet zu befördern und für den Fall der

Zuwiderhandlung ein Zwangsgeld androhen. Widerspruch und Klage haben keineZuwiderhandlung ein Zwangsgeld androhen. Widerspruch und Klage haben keine

aufschiebende Wirkung; dies gilt auch hinsichtlich der Festsetzung desaufschiebende Wirkung; dies gilt auch hinsichtlich der Festsetzung des

Zwangsgeldes.Zwangsgeldes.

(3) Das Zwangsgeld gegen den Beförderungsunternehmer beträgt für jeden(3) Das Zwangsgeld gegen den Beförderungsunternehmer beträgt für jeden

Ausländer, den er einer Verfügung nach Absatz 2 zuwider befördert, mindestens 1Ausländer, den er einer Verfügung nach Absatz 2 zuwider befördert, mindestens 1

000 und höchstens 5 000 Euro. Das Zwangsgeld kann durch das000 und höchstens 5 000 Euro. Das Zwangsgeld kann durch das

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat oder die von ihm bestimmteBundesministerium des Innern, für Bau und Heimat oder die von ihm bestimmte

Stelle festgesetzt und beigetrieben werden.Stelle festgesetzt und beigetrieben werden.

(4) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat oder die von ihm(4) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat oder die von ihm

bestimmte Stelle kann mit Beförderungsunternehmern Regelungen zur Umsetzungbestimmte Stelle kann mit Beförderungsunternehmern Regelungen zur Umsetzung

der in Absatz 1 genannten Pflicht vereinbaren.der in Absatz 1 genannten Pflicht vereinbaren.

§ 64 Rückbeförderungspflicht der Beförderungsunternehmer§ 64 Rückbeförderungspflicht der Beförderungsunternehmer

(1) Wird ein Ausländer zurückgewiesen, so hat ihn der Beförderungsunternehmer,(1) Wird ein Ausländer zurückgewiesen, so hat ihn der Beförderungsunternehmer,

der ihn an die Grenze befördert hat, unverzüglich außer Landes zu bringen.der ihn an die Grenze befördert hat, unverzüglich außer Landes zu bringen.

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 besteht für die Dauer von drei Jahren(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 besteht für die Dauer von drei Jahren

hinsichtlich der Ausländer, die ohne erforderlichen Pass, Passersatz oderhinsichtlich der Ausländer, die ohne erforderlichen Pass, Passersatz oder

erforderlichen Aufenthaltstitel in das Bundesgebiet befördert werden und die beierforderlichen Aufenthaltstitel in das Bundesgebiet befördert werden und die bei

der Einreise nicht zurückgewiesen werden, weil sie sich auf politische Verfolgung,der Einreise nicht zurückgewiesen werden, weil sie sich auf politische Verfolgung,

Verfolgung im Sinne des § 3 Absatz 1 des Asylgesetzes oder die Gefahr einesVerfolgung im Sinne des § 3 Absatz 1 des Asylgesetzes oder die Gefahr eines

ernsthaften Schadens im Sinne des § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes oder die in § 60ernsthaften Schadens im Sinne des § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes oder die in § 60

Abs. 2, 3, 5 oder Abs. 7 bezeichneten Umstände berufen. Sie erlischt, wenn demAbs. 2, 3, 5 oder Abs. 7 bezeichneten Umstände berufen. Sie erlischt, wenn dem

Ausländer ein Aufenthaltstitel nach diesem Gesetz erteilt wird.Ausländer ein Aufenthaltstitel nach diesem Gesetz erteilt wird.

(3) Der Beförderungsunternehmer hat den Ausländer auf Verlangen der mit der(3) Der Beförderungsunternehmer hat den Ausländer auf Verlangen der mit der



polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behördenpolizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden

in den Staat, der das Reisedokument ausgestellt hat oder aus dem er befördertin den Staat, der das Reisedokument ausgestellt hat oder aus dem er befördert

wurde, oder in einen sonstigen Staat zu bringen, in dem seine Einreisewurde, oder in einen sonstigen Staat zu bringen, in dem seine Einreise

gewährleistet ist.gewährleistet ist.

§ 65 Pflichten der Flughafenunternehmer§ 65 Pflichten der Flughafenunternehmer

Der Unternehmer eines Verkehrsflughafens ist verpflichtet, auf demDer Unternehmer eines Verkehrsflughafens ist verpflichtet, auf dem

Flughafengelände geeignete Unterkünfte zur Unterbringung von Ausländern, dieFlughafengelände geeignete Unterkünfte zur Unterbringung von Ausländern, die

nicht im Besitz eines erforderlichen Passes oder eines erforderlichen Visums sind,nicht im Besitz eines erforderlichen Passes oder eines erforderlichen Visums sind,

bis zum Vollzug der grenzpolizeilichen Entscheidung über die Einreisebis zum Vollzug der grenzpolizeilichen Entscheidung über die Einreise

bereitzustellen.bereitzustellen.

§ 66 Kostenschuldner; Sicherheitsleistung§ 66 Kostenschuldner; Sicherheitsleistung

(1) Kosten, die durch die Durchsetzung einer räumlichen Beschränkung, die(1) Kosten, die durch die Durchsetzung einer räumlichen Beschränkung, die

Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung entstehen, hat der AusländerZurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung entstehen, hat der Ausländer

zu tragen.zu tragen.

(2) Neben dem Ausländer haftet für die in Absatz 1 bezeichneten Kosten, wer sich(2) Neben dem Ausländer haftet für die in Absatz 1 bezeichneten Kosten, wer sich

gegenüber der Ausländerbehörde oder der Auslandsvertretung verpflichtet hat, fürgegenüber der Ausländerbehörde oder der Auslandsvertretung verpflichtet hat, für

die Ausreisekosten des Ausländers aufzukommen.die Ausreisekosten des Ausländers aufzukommen.

(3) In den Fällen des § 64 Abs. 1 und 2 haftet der Beförderungsunternehmer neben(3) In den Fällen des § 64 Abs. 1 und 2 haftet der Beförderungsunternehmer neben

dem Ausländer für die Kosten der Rückbeförderung des Ausländers und für diedem Ausländer für die Kosten der Rückbeförderung des Ausländers und für die

Kosten, die von der Ankunft des Ausländers an der Grenzübergangsstelle bis zumKosten, die von der Ankunft des Ausländers an der Grenzübergangsstelle bis zum

Vollzug der Entscheidung über die Einreise entstehen. EinVollzug der Entscheidung über die Einreise entstehen. Ein

Beförderungsunternehmer, der schuldhaft einer Verfügung nach § 63 Abs. 2Beförderungsunternehmer, der schuldhaft einer Verfügung nach § 63 Abs. 2

zuwiderhandelt, haftet neben dem Ausländer für sonstige Kosten, die in den Fällenzuwiderhandelt, haftet neben dem Ausländer für sonstige Kosten, die in den Fällen

des § 64 Abs. 1 durch die Zurückweisung und in den Fällen des § 64 Abs. 2 durchdes § 64 Abs. 1 durch die Zurückweisung und in den Fällen des § 64 Abs. 2 durch

die Abschiebung entstehen.die Abschiebung entstehen.

(4) Für die Kosten der Abschiebung oder Zurückschiebung haftet:(4) Für die Kosten der Abschiebung oder Zurückschiebung haftet:

1. wer als Arbeitgeber den Ausländer als Arbeitnehmer beschäftigt hat, dem die1. wer als Arbeitgeber den Ausländer als Arbeitnehmer beschäftigt hat, dem die

Ausübung der Erwerbstätigkeit nach den Vorschriften dieses Gesetzes nicht erlaubtAusübung der Erwerbstätigkeit nach den Vorschriften dieses Gesetzes nicht erlaubt

war;war;

2. ein Unternehmer, für den ein Arbeitgeber als unmittelbarer Auftragnehmer2. ein Unternehmer, für den ein Arbeitgeber als unmittelbarer Auftragnehmer

Leistungen erbracht hat, wenn ihm bekannt war oder er bei Beachtung der imLeistungen erbracht hat, wenn ihm bekannt war oder er bei Beachtung der im

Verkehr erforderlichen Sorgfalt hätte erkennen müssen, dass der Arbeitgeber fürVerkehr erforderlichen Sorgfalt hätte erkennen müssen, dass der Arbeitgeber für

die Erbringung der Leistung den Ausländer als Arbeitnehmer eingesetzt hat, demdie Erbringung der Leistung den Ausländer als Arbeitnehmer eingesetzt hat, dem

die Ausübung der Erwerbstätigkeit nach den Vorschriften dieses Gesetzes nichtdie Ausübung der Erwerbstätigkeit nach den Vorschriften dieses Gesetzes nicht

erlaubt war;erlaubt war;



3. wer als Generalunternehmer oder zwischengeschalteter Unternehmer ohne3. wer als Generalunternehmer oder zwischengeschalteter Unternehmer ohne

unmittelbare vertragliche Beziehungen zu dem Arbeitgeber Kenntnis von derunmittelbare vertragliche Beziehungen zu dem Arbeitgeber Kenntnis von der

Beschäftigung des Ausländers hat, dem die Ausübung der Erwerbstätigkeit nachBeschäftigung des Ausländers hat, dem die Ausübung der Erwerbstätigkeit nach

den Vorschriften dieses Gesetzes nicht erlaubt war;den Vorschriften dieses Gesetzes nicht erlaubt war;

4. wer eine nach § 96 strafbare Handlung begeht;4. wer eine nach § 96 strafbare Handlung begeht;

5. der Ausländer, soweit die Kosten von den anderen Kostenschuldnern nicht5. der Ausländer, soweit die Kosten von den anderen Kostenschuldnern nicht

beigetrieben werden können.beigetrieben werden können.

Die in Satz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Personen haften als Gesamtschuldner imDie in Satz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Personen haften als Gesamtschuldner im

Sinne von § 421 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.Sinne von § 421 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

(4a) Die Haftung nach Absatz 4 Nummer 1 entfällt, wenn der Arbeitgeber seinen(4a) Die Haftung nach Absatz 4 Nummer 1 entfällt, wenn der Arbeitgeber seinen

Verpflichtungen nach § 4a Absatz 5 sowie seiner Meldepflicht nach § 28a desVerpflichtungen nach § 4a Absatz 5 sowie seiner Meldepflicht nach § 28a des

Vierten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit den §§ 6, 7 und 13 derVierten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit den §§ 6, 7 und 13 der

Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung oder nach § 18 des Arbeitnehmer-Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung oder nach § 18 des Arbeitnehmer-

Entsendegesetzes nachgekommen ist, es sei denn, er hatte Kenntnis davon, dassEntsendegesetzes nachgekommen ist, es sei denn, er hatte Kenntnis davon, dass

der Aufenthaltstitel oder die Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung oder dieder Aufenthaltstitel oder die Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung oder die

Aussetzung der Abschiebung des Ausländers gefälscht war.Aussetzung der Abschiebung des Ausländers gefälscht war.

(5) Von dem Kostenschuldner kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden. Die(5) Von dem Kostenschuldner kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden. Die

Anordnung einer Sicherheitsleistung des Ausländers oder des KostenschuldnersAnordnung einer Sicherheitsleistung des Ausländers oder des Kostenschuldners

nach Absatz 4 Satz 1 und 2 kann von der Behörde, die sie erlassen hat, ohnenach Absatz 4 Satz 1 und 2 kann von der Behörde, die sie erlassen hat, ohne

vorherige Vollstreckungsanordnung und Fristsetzung vollstreckt werden, wennvorherige Vollstreckungsanordnung und Fristsetzung vollstreckt werden, wenn

andernfalls die Erhebung gefährdet wäre. Zur Sicherung der Ausreisekostenandernfalls die Erhebung gefährdet wäre. Zur Sicherung der Ausreisekosten

können Rückflugscheine und sonstige Fahrausweise beschlagnahmt werden, die imkönnen Rückflugscheine und sonstige Fahrausweise beschlagnahmt werden, die im

Besitz eines Ausländers sind, der zurückgewiesen, zurückgeschoben, ausgewiesenBesitz eines Ausländers sind, der zurückgewiesen, zurückgeschoben, ausgewiesen

oder abgeschoben werden soll oder dem Einreise und Aufenthalt nur wegen deroder abgeschoben werden soll oder dem Einreise und Aufenthalt nur wegen der

Stellung eines Asylantrages gestattet wird.Stellung eines Asylantrages gestattet wird.

§ 67 Umfang der Kostenhaftung§ 67 Umfang der Kostenhaftung

(1) Die Kosten der Abschiebung, Zurückschiebung, Zurückweisung und der(1) Die Kosten der Abschiebung, Zurückschiebung, Zurückweisung und der

Durchsetzung einer räumlichen Beschränkung umfassenDurchsetzung einer räumlichen Beschränkung umfassen

1. die Beförderungs- und sonstigen Reisekosten für den Ausländer innerhalb des1. die Beförderungs- und sonstigen Reisekosten für den Ausländer innerhalb des

Bundesgebiets und bis zum Zielort außerhalb des Bundesgebiets,Bundesgebiets und bis zum Zielort außerhalb des Bundesgebiets,

2. die bei der Vorbereitung und Durchführung der Maßnahme entstehenden2. die bei der Vorbereitung und Durchführung der Maßnahme entstehenden

Verwaltungskosten einschließlich der Kosten für die Abschiebungshaft und derVerwaltungskosten einschließlich der Kosten für die Abschiebungshaft und der

Übersetzungs- und Dolmetscherkosten und die Ausgaben für die Unterbringung,Übersetzungs- und Dolmetscherkosten und die Ausgaben für die Unterbringung,

Verpflegung und sonstige Versorgung des Ausländers sowieVerpflegung und sonstige Versorgung des Ausländers sowie



3. sämtliche durch eine erforderliche Begleitung des Ausländers entstehenden3. sämtliche durch eine erforderliche Begleitung des Ausländers entstehenden

Kosten einschließlich der Personalkosten.Kosten einschließlich der Personalkosten.

(2) Die Kosten, für die der Beförderungsunternehmer nach § 66 Abs. 3 Satz 1(2) Die Kosten, für die der Beförderungsunternehmer nach § 66 Abs. 3 Satz 1

haftet, umfassenhaftet, umfassen

1. die in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Kosten,1. die in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Kosten,

2. die bis zum Vollzug der Entscheidung über die Einreise entstehenden2. die bis zum Vollzug der Entscheidung über die Einreise entstehenden

Verwaltungskosten und Ausgaben für die Unterbringung, Verpflegung und sonstigeVerwaltungskosten und Ausgaben für die Unterbringung, Verpflegung und sonstige

Versorgung des Ausländers und Übersetzungs- und Dolmetscherkosten undVersorgung des Ausländers und Übersetzungs- und Dolmetscherkosten und

3. die in Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Kosten, soweit der Beförderungsunternehmer3. die in Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Kosten, soweit der Beförderungsunternehmer

nicht selbst die erforderliche Begleitung des Ausländers übernimmt.nicht selbst die erforderliche Begleitung des Ausländers übernimmt.

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Kosten werden von der nach § 71(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Kosten werden von der nach § 71

zuständigen Behörde durch Leistungsbescheid in Höhe der tatsächlichzuständigen Behörde durch Leistungsbescheid in Höhe der tatsächlich

entstandenen Kosten erhoben. Hinsichtlich der Berechnung der Personalkostenentstandenen Kosten erhoben. Hinsichtlich der Berechnung der Personalkosten

gelten die allgemeinen Grundsätze zur Berechnung von Personalkosten dergelten die allgemeinen Grundsätze zur Berechnung von Personalkosten der

öffentlichen Hand.öffentlichen Hand.

§ 68 Haftung für Lebensunterhalt§ 68 Haftung für Lebensunterhalt

(1) Wer sich der Ausländerbehörde oder einer Auslandsvertretung gegenüber(1) Wer sich der Ausländerbehörde oder einer Auslandsvertretung gegenüber

verpflichtet hat, die Kosten für den Lebensunterhalt eines Ausländers zu tragen,verpflichtet hat, die Kosten für den Lebensunterhalt eines Ausländers zu tragen,

hat für einen Zeitraum von fünf Jahren sämtliche öffentlichen Mittel zu erstatten,hat für einen Zeitraum von fünf Jahren sämtliche öffentlichen Mittel zu erstatten,

die für den Lebensunterhalt des Ausländers einschließlich der Versorgung mitdie für den Lebensunterhalt des Ausländers einschließlich der Versorgung mit

Wohnraum sowie der Versorgung im Krankheitsfalle und bei PflegebedürftigkeitWohnraum sowie der Versorgung im Krankheitsfalle und bei Pflegebedürftigkeit

aufgewendet werden, auch soweit die Aufwendungen auf einem gesetzlichenaufgewendet werden, auch soweit die Aufwendungen auf einem gesetzlichen

Anspruch des Ausländers beruhen. Aufwendungen, die auf einer BeitragsleistungAnspruch des Ausländers beruhen. Aufwendungen, die auf einer Beitragsleistung

beruhen, sind nicht zu erstatten. Der Zeitraum nach Satz 1 beginnt mit der durchberuhen, sind nicht zu erstatten. Der Zeitraum nach Satz 1 beginnt mit der durch

die Verpflichtungserklärung ermöglichten Einreise des Ausländers. Diedie Verpflichtungserklärung ermöglichten Einreise des Ausländers. Die

Verpflichtungserklärung erlischt vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren abVerpflichtungserklärung erlischt vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren ab

Einreise des Ausländers nicht durch Erteilung eines Aufenthaltstitels nachEinreise des Ausländers nicht durch Erteilung eines Aufenthaltstitels nach

Abschnitt 5 des Kapitels 2 oder durch Anerkennung nach § 3 oder § 4 desAbschnitt 5 des Kapitels 2 oder durch Anerkennung nach § 3 oder § 4 des

Asylgesetzes.Asylgesetzes.

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 bedarf der Schriftform. Sie ist nach(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 bedarf der Schriftform. Sie ist nach

Maßgabe des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vollstreckbar. DerMaßgabe des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vollstreckbar. Der

Erstattungsanspruch steht der öffentlichen Stelle zu, die die öffentlichen MittelErstattungsanspruch steht der öffentlichen Stelle zu, die die öffentlichen Mittel

aufgewendet hat.aufgewendet hat.

(3) Die Auslandsvertretung unterrichtet unverzüglich die Ausländerbehörde über(3) Die Auslandsvertretung unterrichtet unverzüglich die Ausländerbehörde über



eine Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1.eine Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1.

(4) Die Ausländerbehörde unterrichtet, wenn sie Kenntnis von der Aufwendung(4) Die Ausländerbehörde unterrichtet, wenn sie Kenntnis von der Aufwendung

nach Absatz 1 zu erstattender öffentlicher Mittel erlangt, unverzüglich dienach Absatz 1 zu erstattender öffentlicher Mittel erlangt, unverzüglich die

öffentliche Stelle, der der Erstattungsanspruch zusteht, über die Verpflichtung nachöffentliche Stelle, der der Erstattungsanspruch zusteht, über die Verpflichtung nach

Absatz 1 Satz 1 und erteilt ihr alle für die Geltendmachung und Durchsetzung desAbsatz 1 Satz 1 und erteilt ihr alle für die Geltendmachung und Durchsetzung des

Erstattungsanspruchs erforderlichen Auskünfte. Der Empfänger darf die Daten nurErstattungsanspruchs erforderlichen Auskünfte. Der Empfänger darf die Daten nur

zum Zweck der Erstattung der für den Ausländer aufgewendeten öffentlichen Mittelzum Zweck der Erstattung der für den Ausländer aufgewendeten öffentlichen Mittel

sowie der Versagung weiterer Leistungen verarbeiten.sowie der Versagung weiterer Leistungen verarbeiten.

§ 68a Übergangsvorschrift zu Verpflichtungserklärungen§ 68a Übergangsvorschrift zu Verpflichtungserklärungen

§ 68 Absatz 1 Satz 1 bis 3 gilt auch für vor dem 6. August 2016 abgegebene§ 68 Absatz 1 Satz 1 bis 3 gilt auch für vor dem 6. August 2016 abgegebene

Verpflichtungserklärungen, jedoch mit der Maßgabe, dass an die Stelle desVerpflichtungserklärungen, jedoch mit der Maßgabe, dass an die Stelle des

Zeitraums von fünf Jahren ein Zeitraum von drei Jahren tritt. Sofern die Frist nachZeitraums von fünf Jahren ein Zeitraum von drei Jahren tritt. Sofern die Frist nach

Satz 1 zum 6. August 2016 bereits abgelaufen ist, endet die Verpflichtung zurSatz 1 zum 6. August 2016 bereits abgelaufen ist, endet die Verpflichtung zur

Erstattung öffentlicher Mittel mit Ablauf des 31. August 2016.Erstattung öffentlicher Mittel mit Ablauf des 31. August 2016.

§ 69 Gebühren§ 69 Gebühren

(1) Für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen nach diesem Gesetz und(1) Für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen nach diesem Gesetz und

den zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen werdenden zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen werden

Gebühren und Auslagen erhoben. Die Gebührenfestsetzung kann auch mündlichGebühren und Auslagen erhoben. Die Gebührenfestsetzung kann auch mündlich

erfolgen. Satz 1 gilt nicht für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen dererfolgen. Satz 1 gilt nicht für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen der

Bundesagentur für Arbeit nach den §§ 39 bis 42. § 287 des Dritten BuchesBundesagentur für Arbeit nach den §§ 39 bis 42. § 287 des Dritten Buches

Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. Satz 1 gilt zudem nicht für dasSozialgesetzbuch bleibt unberührt. Satz 1 gilt zudem nicht für das

Mitteilungsverfahren im Zusammenhang mit der kurzfristigen Mobilität vonMitteilungsverfahren im Zusammenhang mit der kurzfristigen Mobilität von

Studenten nach § 16c, von unternehmensintern transferierten Arbeitnehmern nachStudenten nach § 16c, von unternehmensintern transferierten Arbeitnehmern nach

§ 19a und von Forschern nach § 18e.§ 19a und von Forschern nach § 18e.

(2) Die Gebühr soll die mit der individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung(2) Die Gebühr soll die mit der individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung

verbundenen Kosten aller an der Leistung Beteiligten decken. In die Gebühr sindverbundenen Kosten aller an der Leistung Beteiligten decken. In die Gebühr sind

die mit der Leistung regelmäßig verbundenen Auslagen einzubeziehen. Zurdie mit der Leistung regelmäßig verbundenen Auslagen einzubeziehen. Zur

Ermittlung der Gebühr sind die Kosten, die nach betriebswirtschaftlichenErmittlung der Gebühr sind die Kosten, die nach betriebswirtschaftlichen

Grundsätzen als Einzel- und Gemeinkosten zurechenbar und ansatzfähig sind,Grundsätzen als Einzel- und Gemeinkosten zurechenbar und ansatzfähig sind,

insbesondere Personal- und Sachkosten sowie kalkulatorische Kosten, zu Grundeinsbesondere Personal- und Sachkosten sowie kalkulatorische Kosten, zu Grunde

zu legen. Zu den Gemeinkosten zählen auch die Kosten der Rechts- undzu legen. Zu den Gemeinkosten zählen auch die Kosten der Rechts- und

Fachaufsicht. Grundlage der Gebührenermittlung nach den Sätzen 1 bis 4 sind dieFachaufsicht. Grundlage der Gebührenermittlung nach den Sätzen 1 bis 4 sind die

in der Gesamtheit der Länder und des Bundes mit der jeweiligen Leistungin der Gesamtheit der Länder und des Bundes mit der jeweiligen Leistung

verbundenen Kosten.verbundenen Kosten.

(3) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des(3) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des



Bundesrates die gebührenpflichtigen Tatbestände und die Gebührensätze sowieBundesrates die gebührenpflichtigen Tatbestände und die Gebührensätze sowie

Gebührenbefreiungen und -ermäßigungen, insbesondere für Fälle der Bedürftigkeit.Gebührenbefreiungen und -ermäßigungen, insbesondere für Fälle der Bedürftigkeit.

Soweit dieses Gesetz keine abweichenden Vorschriften enthält, finden § 3 Absatz 1Soweit dieses Gesetz keine abweichenden Vorschriften enthält, finden § 3 Absatz 1

Nummer 1 und 4, Absatz 2 und 4 bis 6, die §§ 4 bis 7 Nummer 1 bis 10, die §§ 8, 9Nummer 1 und 4, Absatz 2 und 4 bis 6, die §§ 4 bis 7 Nummer 1 bis 10, die §§ 8, 9

Absatz 3, die §§ 10 bis 12 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 sowie die §§ 13 bis 21 desAbsatz 3, die §§ 10 bis 12 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 sowie die §§ 13 bis 21 des

Bundesgebührengesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) in der jeweilsBundesgebührengesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) in der jeweils

geltenden Fassung entsprechende Anwendung.geltenden Fassung entsprechende Anwendung.

(4) Abweichend von § 4 Absatz 1 des Bundesgebührengesetzes können die von(4) Abweichend von § 4 Absatz 1 des Bundesgebührengesetzes können die von

den Auslandsvertretungen zu erhebenden Gebühren bereits bei Beantragung derden Auslandsvertretungen zu erhebenden Gebühren bereits bei Beantragung der

individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung erhoben werden. Für die von denindividuell zurechenbaren öffentlichen Leistung erhoben werden. Für die von den

Auslandsvertretungen zu erhebenden Gebühren legt das Auswärtige Amt fest, obAuslandsvertretungen zu erhebenden Gebühren legt das Auswärtige Amt fest, ob

die Erhebung bei den jeweiligen Auslandsvertretungen in Euro, zum Gegenwert indie Erhebung bei den jeweiligen Auslandsvertretungen in Euro, zum Gegenwert in

Landeswährung oder in einer Drittwährung erfolgt. Je nach allgemeinerLandeswährung oder in einer Drittwährung erfolgt. Je nach allgemeiner

Verfügbarkeit von Einheiten der festgelegten Währung kann eine Rundung auf dieVerfügbarkeit von Einheiten der festgelegten Währung kann eine Rundung auf die

nächste verfügbare Einheit erfolgen.nächste verfügbare Einheit erfolgen.

(5) Die in der Rechtsverordnung bestimmten Gebühren dürfen folgende(5) Die in der Rechtsverordnung bestimmten Gebühren dürfen folgende

Höchstsätze nicht übersteigen:Höchstsätze nicht übersteigen:

1. für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis: 140 Euro,1. für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis: 140 Euro,

1a. für die Erteilung einer Blauen Karte EU: 140 Euro,1a. für die Erteilung einer Blauen Karte EU: 140 Euro,

1b. für die Erteilung einer ICT-Karte: 140 Euro,1b. für die Erteilung einer ICT-Karte: 140 Euro,

1c. für die Erteilung einer Mobiler-ICT-Karte: 100 Euro,1c. für die Erteilung einer Mobiler-ICT-Karte: 100 Euro,

2. für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis: 200 Euro,2. für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis: 200 Euro,

2a. für die Erteilung einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU: 200 Euro,2a. für die Erteilung einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU: 200 Euro,

3. für die Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis, einer Blauen Karte EU oder3. für die Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis, einer Blauen Karte EU oder

einer ICT-Karte: 100 Euro,einer ICT-Karte: 100 Euro,

3a. für die Verlängerung einer Mobiler-ICT-Karte: 80 Euro,3a. für die Verlängerung einer Mobiler-ICT-Karte: 80 Euro,

4. für die Erteilung eines nationalen Visums und die Ausstellung eines4. für die Erteilung eines nationalen Visums und die Ausstellung eines

Passersatzes und eines Ausweisersatzes: 100 Euro,Passersatzes und eines Ausweisersatzes: 100 Euro,

5. für die Anerkennung einer Forschungseinrichtung zum Abschluss von5. für die Anerkennung einer Forschungseinrichtung zum Abschluss von

Aufnahmevereinbarungen oder einem entsprechenden Vertrag nach § 18d: 220Aufnahmevereinbarungen oder einem entsprechenden Vertrag nach § 18d: 220

Euro,Euro,

6. für sonstige individuell zurechenbare öffentliche Leistungen: 80 Euro,6. für sonstige individuell zurechenbare öffentliche Leistungen: 80 Euro,



7. für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen zu Gunsten Minderjähriger:7. für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen zu Gunsten Minderjähriger:

die Hälfte der für die öffentliche Leistung bestimmten Gebühr,die Hälfte der für die öffentliche Leistung bestimmten Gebühr,

8. für die Neuausstellung eines Dokuments nach § 78 Absatz 1, die auf Grund einer8. für die Neuausstellung eines Dokuments nach § 78 Absatz 1, die auf Grund einer

Änderung der Angaben nach § 78 Absatz 1 Satz 3, auf Grund des Ablaufs derÄnderung der Angaben nach § 78 Absatz 1 Satz 3, auf Grund des Ablaufs der

technischen Kartennutzungsdauer, auf Grund des Verlustes des Dokuments odertechnischen Kartennutzungsdauer, auf Grund des Verlustes des Dokuments oder

auf Grund des Verlustes der technischen Funktionsfähigkeit des Dokumentsauf Grund des Verlustes der technischen Funktionsfähigkeit des Dokuments

notwendig wird: 70 Euro,notwendig wird: 70 Euro,

9. für die Aufhebung, Verkürzung oder Verlängerung der Befristung eines Einreise-9. für die Aufhebung, Verkürzung oder Verlängerung der Befristung eines Einreise-

und Aufenthaltsverbotes: 200 Euro.und Aufenthaltsverbotes: 200 Euro.

(6) Für die Erteilung eines nationalen Visums und eines Passersatzes an der(6) Für die Erteilung eines nationalen Visums und eines Passersatzes an der

Grenze darf ein Zuschlag von höchstens 25 Euro erhoben werden. Für eine aufGrenze darf ein Zuschlag von höchstens 25 Euro erhoben werden. Für eine auf

Wunsch des Antragstellers außerhalb der Dienstzeit vorgenommene individuellWunsch des Antragstellers außerhalb der Dienstzeit vorgenommene individuell

zurechenbare öffentliche Leistung darf ein Zuschlag von höchstens 30 Eurozurechenbare öffentliche Leistung darf ein Zuschlag von höchstens 30 Euro

erhoben werden. Gebührenzuschläge können auch für die individuellerhoben werden. Gebührenzuschläge können auch für die individuell

zurechenbaren öffentlichen Leistungen gegenüber einem Staatsangehörigenzurechenbaren öffentlichen Leistungen gegenüber einem Staatsangehörigen

festgesetzt werden, dessen Heimatstaat von Deutschen für entsprechendefestgesetzt werden, dessen Heimatstaat von Deutschen für entsprechende

öffentliche Leistungen höhere Gebühren als die nach Absatz 3 festgesetztenöffentliche Leistungen höhere Gebühren als die nach Absatz 3 festgesetzten

Gebühren erhebt. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für die Erteilung oderGebühren erhebt. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für die Erteilung oder

Verlängerung eines Schengen-Visums. Bei der Festsetzung vonVerlängerung eines Schengen-Visums. Bei der Festsetzung von

Gebührenzuschlägen können die in Absatz 5 bestimmten Höchstsätze überschrittenGebührenzuschlägen können die in Absatz 5 bestimmten Höchstsätze überschritten

werden.werden.

(7) Die Rechtsverordnung nach Absatz 3 kann vorsehen, dass für die Beantragung(7) Die Rechtsverordnung nach Absatz 3 kann vorsehen, dass für die Beantragung

gebührenpflichtiger individuell zurechenbarer öffentlicher Leistungen einegebührenpflichtiger individuell zurechenbarer öffentlicher Leistungen eine

Bearbeitungsgebühr erhoben wird. Die Bearbeitungsgebühr für die BeantragungBearbeitungsgebühr erhoben wird. Die Bearbeitungsgebühr für die Beantragung

einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU darfeiner Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU darf

höchstens die Hälfte der für ihre Erteilung zu erhebenden Gebühr betragen. Diehöchstens die Hälfte der für ihre Erteilung zu erhebenden Gebühr betragen. Die

Gebühr ist auf die Gebühr für die individuell zurechenbare öffentliche LeistungGebühr ist auf die Gebühr für die individuell zurechenbare öffentliche Leistung

anzurechnen. Sie wird auch im Falle der Rücknahme des Antrages und deranzurechnen. Sie wird auch im Falle der Rücknahme des Antrages und der

Versagung der beantragten individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung nichtVersagung der beantragten individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung nicht

zurückgezahlt.zurückgezahlt.

(8) Die Rechtsverordnung nach Absatz 3 kann für die Einlegung eines(8) Die Rechtsverordnung nach Absatz 3 kann für die Einlegung eines

Widerspruchs Gebühren vorsehen, die höchstens betragen dürfen:Widerspruchs Gebühren vorsehen, die höchstens betragen dürfen:

1. für den Widerspruch gegen die Ablehnung eines Antrages auf Vornahme einer1. für den Widerspruch gegen die Ablehnung eines Antrages auf Vornahme einer

gebührenpflichtigen individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung: die Hälfte dergebührenpflichtigen individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung: die Hälfte der

für diese vorgesehenen Gebühr,für diese vorgesehenen Gebühr,



2. für den Widerspruch gegen eine sonstige individuell zurechenbare öffentliche2. für den Widerspruch gegen eine sonstige individuell zurechenbare öffentliche

Leistung: 55 Euro.Leistung: 55 Euro.

Soweit der Widerspruch Erfolg hat, ist die Gebühr auf die Gebühr für dieSoweit der Widerspruch Erfolg hat, ist die Gebühr auf die Gebühr für die

vorzunehmende individuell zurechenbare öffentliche Leistung anzurechnen und imvorzunehmende individuell zurechenbare öffentliche Leistung anzurechnen und im

Übrigen zurückzuzahlen.Übrigen zurückzuzahlen.

§ 70 Verjährung§ 70 Verjährung

(1) Die Ansprüche auf die in § 67 Abs. 1 und 2 genannten Kosten verjähren sechs(1) Die Ansprüche auf die in § 67 Abs. 1 und 2 genannten Kosten verjähren sechs

Jahre nach Eintritt der Fälligkeit.Jahre nach Eintritt der Fälligkeit.

(2) Die Verjährung von Ansprüchen nach den §§ 66 und 69 wird auch unterbrochen,(2) Die Verjährung von Ansprüchen nach den §§ 66 und 69 wird auch unterbrochen,

solange sich der Schuldner nicht im Bundesgebiet aufhält oder sein Aufenthalt imsolange sich der Schuldner nicht im Bundesgebiet aufhält oder sein Aufenthalt im

Bundesgebiet deshalb nicht festgestellt werden kann, weil er einer gesetzlichenBundesgebiet deshalb nicht festgestellt werden kann, weil er einer gesetzlichen

Meldepflicht oder Anzeigepflicht nicht nachgekommen ist.Meldepflicht oder Anzeigepflicht nicht nachgekommen ist.


